
631 Verfolgung von Verfehlungen

Verfehlung, wegen der eine Disziplinar- 
maßnahme ausgesprochen wurde, einen 
materiellen Schaden, hat der Diszipli- 
narbefugte darauf hinzuwirken, daß die 
Wiedergutmachungsverpflichtung reali­
siert wird.

2. Gemäß Abs. 2 werden bei Eigen­
tumsverfehlungen im Geltungsbereich 
des LPG-Rechts' dessen Bestimmungen 
angewendet. § 15 Abs. 1 letzter Satz 
LPG-Gesetz sieht vor, daß in weniger 
schweren Fällen schuldhafter Verletzun­
gen des genossenschaftlichen Eigentums 
oder Vermögens der Vorstand Diszipli­
narmaßnahmen aussprechen kann.
Auch die Empfehlung für die Ausarbei­
tung der inneren Betriebsordnung der 
LPG (Beschluß des Präsidiums des 
Ministerrates vom 6. 8. 1959, GBl. I 
Nr. 49 S.657) sieht in Ziff. 32 besondere 
Maßnahmen zur Festigung und Ent­
wicklung der sozialistischen Arbeitsdis­
ziplin mittels Disziplinarmaßnahmen

vor. Das sind z. B. die Verwarnung, der 
Abzug bis zu 30 Arbeitseinheiten im 
Jahr bzw. die Rüge durch die Mitglie­
derversammlung. Diese Disziplinarmaß­
nahmen werden jedoch nur angewen­
det, wenn sie in der jeweiligen Betriebs­
ordnung vorgesehen sind. Darüber hin­
aus regelt Abs. 2 Satz 2, daß generell 
auch eine finanzielle Sanktion zulässig 
ist. Die Obergrenze finanzieller Sanktio­
nen darf jedoch 150 Mark nicht über­
schreiten. Das gilt auch für den Abzug 
von Arbeitseinheiten.

3. In PGH oder anderen Genossen­
schaften ist ebenfalls eine Disziplinar- 
maßnahme zulässig. Jedoch darf 
von diesen Produktionsgenossenschaften 
keine Geldbuße ausgesprochen werden. 
Ist sie erforderlich, kann sie bei Eigen­
tumsverfehlungen nur von einem gesell­
schaftlichen Gericht oder von der Volks­
polizei auferlegt werden.

Maßnahmen von Eigentumsverfehlungen von Kunden 
im sozialistischen Einzelhandel

§5

(1) Die Leiter bzw. Vorstände der wirtschaftsleitenden Organe des sozialistischen 
Einzelhandels können leitende Mitarbeiter von Verkaufseinrichtungen zur selb­
ständigen Ahndung von Eigentumsverfehlungen durch Kunden im sozialistischen 
Einzelhandel ermächtigen.

(2) Mit der Ermächtigung erhalten die leitenden Mitarbeiter von Verkaufsein­
richtungen das Recht,
— bei Eigentumsverfehlungen von Kunden im sozialistischen Einzelhandel vom 

Rechtsverletzer einen Betrag bis zum dreifachen Wert des verursachten oder 
beabsichtigten Schadens, mindestens 5 M, jedoch höchstens 150 M, zu verlan­
gen;

— zur Feststellung der Person des Rechtsverletzers die Vorlage des Personalaus­
weises zu verlangen.

(3) Kann der Rechtsverletzer den geforderten Geldbetrag nicht sofort entrich­
ten, ist ihm bei Zahlungswilligkeit vom Ermächtigten eine Zahlungsfrist bis zu 
6 Tagen zu gewähren.

(4) Der Deutschen Volkspolizei ist von der Verkaufseinrichtung über die Person 
des Rechtsverletzers und die angewandte Maßnahme schriftlich Mitteilung zu 
machen. Bei Nichteinhaltung der gewährten Zahlungsfrist ist dies zu vermerken.


